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1. Einleitung 
 

 Der Markt Haag i.OB liegt als Unterzentrum auf einer Entwicklungsachse von über-
regionaler Bedeutung im ländlichen Teilraum im Umfeld der großen 
Verdichtungsräume. 

Nach den Festlegungen des Regionalplans Südostoberbayern soll die Siedlungs-
entwicklung verstärkt an den Entwicklungsachsen sowie entlang der 
Straßenverbindung im Zuge der B 12 konzentriert werden. Gemäß dem Leitbild für 
Siedlungswesen soll die Innenentwicklung bevorzugt werden und die weitere Sied-
lungsentwicklung an den vorhandenen und kostengünstig zu realisierenden 
Infrastruktureinrichtungen ausgerichtet sein.    

Aufbauend auf dieser raumordnerischen Funktionszuweisung strebt der Markt 
Haag i.OB mit der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 „Volksfestwiese“ eine 
nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung sowie eine Nachver-
dichtung von bereits bebauten bzw. überplanten Siedlungsbereichen an. Der Markt 
Haag i. OB berücksichtigt insofern die Grundsätze und Ziele des Regionalplans 
und setzt diese im Rahmen der Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB auf 
kommunaler Ebene um. 

 
1.1 Lage, Größe und räumlicher Geltungsbereich des Plangebietes   
 
 

Das Planungsgebiet liegt im westlichen Siedlungsbereich des Marktes Haag i.OB, 
südlich der Münchener Straße sowie westlich der Rosenberger Straße und umfasst 
eine Fläche von ca. 0,21 ha.  
Im Nordosten des Plangebietes liegen gewerbliche Flächen, ansonsten schließen 
Wohnbauflächen an.  
 
Folgende Flurnummern der Gemarkung Haag i. OB sind erfasst:                                             
Fl.Nr. 463/14 (Teilfläche), 463/87, 463/88, 463/89, 463/90, 463/91, 463/92, 463/93, 
463/94, 463/95, 463/96, 463/109, 463/110, 463/111, 463/112, 463/113  
 
Übersichtsplan   

 
 
 

 
NORDEN 
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1.2 Anlass, Ziel und Zweck der Bebauungsplanänderung 

 Für den räumlichen Geltungsbereichs der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 
gelten folgende Bebauungspläne:  

- 1. Änderungsplan zum Bebauungsplan Nr. 17, i.d.F.v.07.08.1990, zuletzt 
geändert am 29.03.1994, bek. gem. am 13.05.1994  

- 2. Änderungsplan zum Bebauungsplans Nr. 17, i.d.F.v.07.08.1990, zuletzt 
geändert am 19.02.1999, bek. gem. am 03.03.1999  

Im rechtsverbindlichen Bebauungsplan von 1994 waren Geschoßwohnungsbauten 
vorgesehen. Als Maß der baulichen Nutzung wurden eine GRZ von 0,4 und eine 
GFZ von 0,8 festgelegt. Der Nachweis der Stellplätze erfolgte in einer zentral gele-
genen Gemeinschaftstiefgarage. 

In der 2. Änderung von 1999 wurde die ursprüngliche Planung durch eine Reihen-
hausbebauung ersetzt. Statt der Tiefgarage wurden oberirdische Stellplätze und 
Garagen geplant. Das Maß der baulichen Nutzung wurde auf eine GFZ von 1,2 
erhöht. In der Folge zeigte sich, dass eine Realisierung von 4,75 m breiten Reihen-
häusern, die drei Vollgeschosse mit ausgebautem Dach aufweisen, schwierig 
umzusetzen war.   

Anlass für die vorliegende 4. Bebauungsplanänderung ist ein Bauwunsch, der wie-
der auf das ursprüngliche Entwurfskonzept des 1. Änderungsplans zurückgreift und 
der nach den Regelungen des rechtsverbindlichen 2. Änderungsplans nicht zulas-
sungsfähig ist. Um eine geordnete städtebauliche Weiterentwicklung in diesem Teil 
des Gemeindegebietes zu ermöglichen, hat der Bauausschuss des Marktes 
Haag i. OB am 23.10.2018 beschlossen, die rechtsverbindlichen Bebauungspläne 
durch die 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13 a BauGB zu ändern.  

Ziel ist, eine maßvolle und verträgliche Nachverdichtung zu ermöglichen und damit 
den Charakter des Quartiers als attraktiven Wohnstandort zu bewahren. 

Mit der Planung wird auch in besonderem Maße dem Grundsatz der Bauleitpla-
nung gemäß § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB hinsichtlich der Förderung der 
städtebaulichen Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
sowie den Vorschriften des § 1a BauGB hinsichtlich eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden Rechnung getragen.  

 
 
 
2. Rechtsgrundlagen und planungsrechtliche Vorgaben 
 

2.1 Rechtsgrundlagen 

Das Baugesetzbuch (BauGB) regelt in den §§ 1 bis 4, 8, 9, 10, 13 und 13 a die 
Grundsätze und das Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: 

- Baugesetzbuch - BauGB 
- Baunutzungsverordnung – BauNVO 
- Art. 81 der Bayerischen Bauordnung – BayBO 
- Planzeichenverordnung – PlanzV 

Die grünordnerischen Festsetzungen haben neben dem BauGB folgende Rechts-
grundlagen: 

- Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG  
- Bayerisches Naturschutzgesetz BayNatSchG 
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2.2 Wahl des Verfahrens  

Am 23.10.2018 hat der Bauausschuss des Marktes Haag i. OB die 4. Änderung 
des Bebauungsplan Nr. 17 beschlossen. Die 4. Änderung soll als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung nach den Regelungen des § 13 a BauGB durchgeführt wer-
den. Die Voraussetzungen hierfür sind erfüllt, da der Bebauungsplan der 
Innenentwicklung dient, die zulässige Grundfläche unter 20.000 qm liegt und keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und des Schutzes von 
FFH-Gebieten und Europäischen Vogelschutzgebieten bestehen. In der Folge des 
Bebauungsplans sind zudem keine Vorhaben zulässig, die der Pflicht zu einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 

Mit den Regelungen des Bebauungsplans wird einem Bedarf an Investitionen zur 
Verwirklichung von Infrastrukturmaßnahmen, wie z.B. eine Nachverdichtung von 
Siedlungsflächen, die nach dem bisherigen Planungsrecht unzulässig wäre, Rech-
nung getragen. 
Als Maßnahme der Innenentwicklung in Verbindung mit der Nachverdichtung in 
einem bestehenden Siedlungsgebiet bestehen die Voraussetzungen dafür, den 
Bebauungsplan gemäß den Verfahrensregelungen des § 13a BauGB als "Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung" durchzuführen. 

 

2.3 Planungsrechtliche Ausgangssituation und Stand der Bauleitplanung 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan des Marktes Haag i.OB sowie im rechts-
verbindlichen Bebauungsplan ist das Plangebiet als Allgemeines Wohngebiet 
dargestellt bzw. planungsrechtlich gesichert. 
Die im Flächennutzungsplan dargestellte Art der Bodennutzung im Plangebiet ent-
spricht den tatsächlich vorhandenen bzw. im Bebauungsplan festgesetzten 
Nutzungen als Wohnbauflächen. Eine Berichtigung des Flächennutzungsplans ist 
nicht erforderlich. 

 
 
 
3. Bisherige Entwicklung und derzeitige Situation im Planungsgebiet 
 

3.1 Bau-, Grün- und Nutzungsstrukturen im Geltungsbereich und im näheren Um-
feld 

Das weitgehend ebene Plangebiet der 4. Änderung befindet im westlichen Bereich 
von Haag i. OB, ist unbebaut und liegt derzeit brach. Die umliegenden Grundstücke 
sind bereits alle bebaut. Die westlich gelegenen Reihenhäuser sind zweigeschos-
sig mit zusätzlich ausgebautem Dachgeschoss. Die nördliche angrenzende 
Wohnbebauung weist drei Geschosse mit einem zusätzlichen Dachterrassenge-
schoss auf. 

Die westlich angrenzende Straße wird geprägt durch ihre Erschließungsfunktion 
sowie durch Stellplätze vor den Reihenhäusern. Nördlich schließen die Wohnungs-
gärten der Bebauung an der Rosenberger Straße an.  

 

3.2 Verkehrsstruktur 

Das Plangebiet ist über die Rosenberger Straße sowie die Straße Am Schachen-
wald erschlossen. Die Rosenberger Straße weist beidseitige Gehwege sowie 
Parkbuchten mit Senkrechtparkern auf. 
Ansonsten ist der ruhende Verkehr auf den Privatgrundstücken oberirdisch sowie in 
Tiefgaragen untergebracht. 
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4. Planungskonzept und Erläuterungen zu den Festsetzungen 
 

4.1 Städtebauliches Konzept 

Das städtebauliche Konzept der 4. Bebauungsplanänderung orientiert sich grund-
sätzlich an dem ursprünglichen Bebauungskonzept der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 17, einem Geschosswohnungsbau mit Tiefgarage. Somit wird 
eine funktionsgerechte Weiterentwicklung des Wohnquartiers an der Rosenberger 
Straße gewährleistet.  

 

4.2 Regelungen zur Art der baulichen Nutzung 

Das gesamte Plangebiet wird gemäß der Darstellung im Flächennutzungsplan als 
Allgemeines Wohngebiet (WA) planungsrechtlich gesichert. Zulässig sind Wohnge-
bäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe. 

Nicht zulässig sind die Nutzungsarten gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sowie Aus-
nahmen im Sinne des § 4 Abs. 3 Nr. 2 bis 5 BauNVO. Ausnahmsweise zulässig 
sind Nutzungen im Sinne des § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO. 

Der allgemeine Gebietscharakter des Allgemeinen Wohngebietes (WA) bleibt durch 
die vorgenommenen Modifikationen erhalten, so dass sie mit Blick auf die städte-
bauliche Gesamtsituation sachgerecht sind. 

 

4.3 Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung 

In den rechtsverbindlichen Bebauungsplänen ist das Maß der baulichen Nutzung 
durch die Festsetzung der zulässigen Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit 
der zulässigen Wandhöhe sowie die Festsetzung der Grundflächenzahl, GRZ 0,4, 
und der Geschossflächenzahl, GFZ 1,2 geregelt.  

Die zulässige Anzahl der Vollgeschosse wird beibehalten. In der BayBO 2008 sind 
keine Regelungen zum Vollgeschoss enthalten. Gemäß Art. 83 Abs. 7 BayBO gilt 
deshalb übergangsweise für die Legaldefiniton des Vollgeschosses die Regelung 
nach Art. 2 Abs. 5 BayBO a.F., bis die Regelungen in § 20 Abs. 1 BauNVO ent-
sprechend angepasst sind. 

Die Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen Grund- und Geschossflächenzahl 
werden nicht geändert. 

Die Regelungen zur zulässigen Wand- und Firsthöhe werden in einem maßvollen, 
städtebaulich verträglichen Rahmen erhöht und an die Werte der nördlich angren-
zenden Bebauung angepasst.  
Neu geregelt wird die zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO. Die zu-
lässige Grundfläche GR darf durch die Grundflächen der gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO bezeichneten Anlagen, wie z.B. Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahr-
ten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche bis zu einer Grundflächenzahl - GRZ - von insgesamt 
höchstens 0,8 überschritten werden. Zusätzlich wird festgesetzt, dass eine  
Überschreitung bis zu einer GRZ von 0,85 zulässig ist, wenn befestigte Oberflä-
chen, wie z.B. Stellplätze, in den nicht unterbauten Bereichen wasserdurchlässig 
ausgeführt werden.  

 

4.4 
 

Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche und zur Bauweise  

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch die im Plan eingetragenen Baugren-
zen festgesetzt.  

Nach den Regelungen des Bebauungsplans sind nur Einzelhäuser zulässig.  
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4.5 
 

Regelungen zu Garagen, Carports, Stellplätzen und zu Nebenanlagen 

Zur Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist die Stellplatzregelung der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 17 zugrunde zu legen. 
Für die Anordnung der Stellplätze und der untergeordneten Nebenanlagen sind im 
Bebauungsplan entsprechende Regelungen enthalten. Mit dieser Festsetzung wird 
gewährleistet, dass die das Erscheinungsbild wesentlich prägenden Gartenflächen 
erhalten werden.  

 

4.6 Regelungen zur baulichen Gestaltung 

 
 

Im Bebauungsplan sind keine zusätzlichen Regelungen zur Gestaltung enthalten; 
es gelten die Festsetzungen der rechtsverbindlichen Bebauungspläne.  

 
 
 
5. Technische Infrastruktur 
 

 Das Planungsgebiet ist ausreichend erschlossen. Ver- und Entsorgungseinrichtun-
gen sind mit ausreichenden Kapazitäten vorhanden und können bedarfsgerecht 
erweitert werden. Auf die Einhaltung der Mindestabstände von Baumpflanzungen 
zu vorhandenen oder geplanten unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen wird 
in der Satzung hingewiesen.  

Anfallendes Abwasser muss satzungsgemäß entsorgt werden. Auf die Bestimmun-
gen der Entwässerungssatzung des Marktes Haag i.OB zur Abwasserbeseitigung 
wird verwiesen.  
Das DWA-Arbeitsblatt A 138 "Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser" ist zu beachten, ebenso das DWA-Merkblatt M 153 
"Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser". 
Im Allgemeinen soll darauf geachtet werden, die Flächenversiegelung so gering 
wie möglich zu halten. Dazu gehört die Ausbildung von Hof- und Stellflächen mit 
Hilfe von durchsickerungsfähigen Baustoffen.  
Anfallendes, unverschmutztes Niederschlagswasser ist möglichst vor Ort über eine 
Flächen- oder Muldenversickerung zu versickern.  
Grundwasserschützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden.  
Für Eingriffe der Kellergeschosse in das Grundwasserregime sind in jedem Fall die 
erforderlichen Wasserrechtsverfahren durchzuführen. Eine ständig andauernde 
Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.  
Befristete Grundwasserabsenkungen wie Bauwasserhaltungen, Bohrungen oder 
Grundwasserabsenkungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis und sind 
rechtzeitig beim Landratsamt Mühldorf mit geeigneten Unterlagen anzuzeigen bzw. 
zu beantragen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass grundsätzlich Hang- und Schichtwasser auftreten 
kann. Keller, Lichtschächte, Kellerfenster und alle Sparteneinführungen sind was-
serdicht gegen Grund- und Oberflächenwasser sowie auftriebssicher auszuführen. 

 
 
6. Immissionsschutz 
 

 Mehr als unerhebliche Störungen, Belästigungen oder Beeinträchtigungen durch 
Gerüche, Erschütterungen, Stäube, Abgase etc. sind derzeit im Plangebiet nicht 
bekannt. In der Planfolge ist keine Verschlechterung der Bestandssituation zu be-
fürchten.  
Im Umkreis zum Plangebiet ist zudem kein Betriebsbereich gemäß § 3 Nr. 5a 
BImSchG vorhanden. Insofern sind gemäß § 50 BImSchG hervorgerufene Auswir-
kungen aufgrund von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der 
Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen auf benachbarte Schutzobjekte gemäß 
§ 3 Abs. 5 d BImSchG nicht zu erwarten. 
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7. Grünordnung und besonderer Artenschutz 
 

7.1 Konzeption der Grünordnung 
 Durch die geringfügig modifizierte Situierung der Baukörper und Nebenanlagen 

ergibt sich keine grundlegende Änderung hinsichtlich der grünordnerischen Fest-
setzungen. Es gelten weiterhin die grünordnerischen Festsetzungen der 
rechtsverbindlichen Bebauungspläne.  

 

7.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB stellt die Bebauungspläne der Innenentwicklung, die 
eine maximale Grundfläche von weniger als 20.000 m² festsetzen, von der Anwen-
dung der Eingriffsregelung frei, indem für diese Bebauungspläne unterstellt wird, 
dass die in der Planfolge zu erwartenden Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB erfolgt oder zulässig waren. Ein 
Ausgleich ist demzufolge für die 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 nicht 
erforderlich. 

 

7.3 Belange des besonderen Artenschutzes 

Detaillierte faunistische Erhebungen liegen nicht vor. Nach dem derzeitigen Kennt-
nisstand wird durch das Planvorhaben keine erhebliche Beeinträchtigung, Störung 
oder gar ein Verlust von Lebensstätten besonders oder streng geschützter, wild 
lebender Tier- oder wild wachsender Pflanzenarten, die unter die Bestimmungen 
des besonderen Artenschutzrechtes fallen, ausgelöst. Aufgrund der Eigenschaften 
des Plangebietes ist nicht mit der Erfüllung einschlägiger Verbotstatbestände des § 
44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG, wie (z.B. Verbot, wild lebende Tiere zu fangen, 
zu verletzen sowie zu töten oder Fortpflanzung- und Ruhestätten wild lebender 
Tiere zu beschädigen oder zu zerstören) zu rechnen.  
Artenschutzrechtliche Konflikte, die geeignet sein könnten, der Umsetzung der 4. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 dauerhaft zwingende Vollzugshindernisse 
entgegenzusetzen, sind nicht zu befürchten. 

Haftungsausschluss-Mitteilung 
Die Erhebungen im Rahmen der artenschutzrechtlichen Vorprüfung, die auch die 
Überprüfung möglicher Schädigungen von Arten und natürlichen Lebensräumen im 
Sinne des Umweltschadengesetzes zum Gegenstand hatten, wurden nach aner-
kannter Methodik durchgeführt. Auf der Grundlage der vorgenommenen 
Erhebungen wird davon ausgegangen, dass in der Folge der 4. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 17 voraussichtlich nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG verstoßen wird. Dessen ungeachtet kann nicht mit letzter Sicherheit die 
Möglichkeit von Lücken ausgeschlossen werden, wenn im Rahmen der Planreali-
sierung zuvor nicht abschätzbare Eingriffe erfolgen. Weder der Markt Haag i.OB, 
noch das mit der Ausarbeitung des Bebauungsplans beauftragte Planungsbüro 
können für überraschend bei der Realisierung oder während des späteren Betriebs 
auftretende Umweltschädigungen und damit verbundene Einschränkungen oder 
Zusatzkosten haftbar gemacht werden. 

 
 
 
8. Flächen mit Bodenbelastungen  
 

 Das Plangebiet ist nach bisheriger Erkenntnis des Marktes Haag i. OB frei von Bo-
denbelastungen. Nachforschungen haben keine Verdachtsmomente für das 
Planungsgebiet ergeben. 

Sollten dennoch bei Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten 
des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder 
Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt Mühldorf zu benachrichtigen 
(Mitteilungspflicht gemäß Art. 1 BayBodSchG).  



Bebauungsplan Nr. 17 / 4.Änderung                             Begründung vom 21.11.2018                                           Seite  9   von 10 

 
 
9. Brandschutz 
 

 Die Belange des vorsorgenden und abwehrenden Brandschutzes, wie z.B. eine 
ausreichende Löschwasserversorgung und eine ausreichende Erschließung für 
Feuerwehreinsätze sind berücksichtigt, soweit sie Regelungsgegenstand der ver-
bindlichen Bauleitplanung sind. 

 
 
10. Denkmalschutz und Denkmalpflege 
 

 Im Planungsgebiet befinden sich keine denkmalgeschützten Bauwerke. Hinweise 
auf Bodendenkmäler sind nicht vorhanden. Da es aber nicht gänzlich auszuschlie-
ßen ist, dass bei Erdarbeiten Bodendenkmäler gefunden werden können, wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass Bodendenkmäler der Meldepflicht nach Art. 8 
DSchG unterliegen und der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayeri-
schen Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich bekannt zu machen sind. Ein 
Grabungsschutzgebiet besteht nicht. 

 
 
11. Soziale und kulturelle Belange 
 

 Bei dem vorliegenden Verfahren handelt es sich um einen Bebauungsplan im In-
nenbereich. Das Erschließungsnetz ist vorhanden. Ziel des Bebauungsplans ist die 
zusätzliche Schaffung von Wohnraum und somit die Verbesserung der Wohn-
raumversorgung in Haag i.OB.  
Für die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben der Gemeinde liegen günsti-
ge Voraussetzungen vor, da das Ortszentrum, kirchliche und kommunale 
Einrichtungen sowie Einkaufsmöglichkeiten fußläufig erreichbar sind.  

 
 
12. Klimaschutz und energieeffiziente Planung 
 

 Mit der Bebauungsplanänderung setzt der Markt Haag i. OB den Rahmen für eine 
klimaschonende Siedlungsentwicklung. Mit der maßvollen Nachverdichtung wird 
unter Rückgriff auf die vorhandene Verkehrserschließung und Infrastruktur der In-
nenentwicklung als ressourcenschonende Siedlungsentwicklung Vorrang vor der 
Außenentwicklung gegeben und die Belange des Klimaschutzes und der Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels im Sinne des § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB 
berücksichtigt.  

Weitergehende Regelungen werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
nicht erwogen. Die Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 Abs. 1 Nr. 23 b werden 
nicht genutzt, da hierfür keine situationsbezogene, städtebauliche Rechtfertigung 
gesehen wird. Zudem besteht bereits durch das Energiefachrecht eine ausreichen-
de Regelungsdichte. 

 
 
14. Bodenordnung, sonstige Maßnahmen 
 

 Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  
 
15. Sonstige abwägungsbedürftige Belange 
 

 Sonstige, mehr als geringfügige oder schutzbedürftige Belange sind derzeit nicht 
ersichtlich. 
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16. Städtebauliche Kennzahlen 
 

 
 

 4.Änderung  
 

Rechtsverbindlicher B-Plan  
1. Änderung / 2. Änderung 

 Größe des Plangebietes 0,21 ha 0,21 ha 
 Allgemeines Wohngebiet – WA - ca. 0,19 ha ca. 0,19 ha 
 Öffentliche Verkehrsfläche ca. 0,02 ha  ca. 0,02 ha 
 Zulässige GRZ  

(§ 19 Abs. 1 BauNVO) 
0,4 0,4 

 Zulässige GFZ   
(§ 20 Abs. 2 BauNVO) 

1,2 1,2 

 
 
 
 
 
 

Markt Haag i. OB, den.................................. 
 
 
 
(Siegel)                                                    ............................................................... 
                                                                      Erste Bürgermeisterin Elisabeth Schätz 

 


